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Einleitung  

Stabilität in der Alterssicherung zählt zu den zentralen gesellschaftspolitischen Herausforderun-

gen. Aus der Sicht der öffentlichen Haushalte rückt dabei das Verhältnis zwischen Beitragsein-

nahmen und Gesamtaufwendungen in den Fokus. Eine solche Analyse erfordert jedoch mehr 

als einen isolierten Blick auf Einnahmen und Ausgaben: Sie setzt ein vertieftes Verständnis der 

Aufgaben, Ziele und strukturellen Rahmenbedingungen der Pensionsversicherung voraus – 

ebenso wie eine differenzierte Betrachtung ihrer Finanzierungsquellen. Nachfolgend wird das 

Spannungsverhältnis zwischen sozialpolitischen Zielstellungen und der Finanzierungsstruktur im 

österreichischen Alterssicherungssystem untersucht. Es wird gezeigt, dass die Reduktion der 

Steuermittel im Alterssicherungssystem auch strukturelle Änderungen der sozialpolitischen Ziele 

tangieren würde.  

Die Altersaufwendungen summierten sich 2024 auf knapp 78,6 Mrd. €, davon 63,5 Mrd. € in der 

gesetzlichen Pensionsversicherung, diese umfasst neben den unselbständig (ohne Beamtete) 

auch die selbständig Erwerbstätigen. Die Altersbezüge im Beamtenbereich einschließlich Be-

amteter bei Post, ÖBB, Landeslehrer:innen, Länder und Gemeinden betrugen 15,1 Mrd. € (2024) 

(vgl. Alterssicherungskommission, 2024; BMF 2024B). Die Pensionsversicherungsbeiträge der Be-

schäftigten decken diese Aufwendungen nicht vollständig ab. Die Differenz zwischen Bei-

tragseinahmen und Gesamtaufwendungen wird durch allgemeine Steuermittel aus dem Bun-

desbudget geschlossen (sogenannte Bundesmittel). In der gesetzlichen Pensionsversicherung 

waren das 2024 mit 17 Mrd. € rund 27% der Gesamtaufwendungen (vgl. Abbildung 3), das wa-

ren 13,5% des Bundesbudgets bzw. 3,5% in Relation zur Wirtschaftsleistung (vgl. Abbildung 2). 

Struktur und Besonderheiten der Gesamtaufwendungen  

Die Aufwendungen im Bereich der Bundesbeamt:innen1) lagen 2024 bei 12,5 Mrd.€2) (BMF, 

2024A), im Bundesvoranschlag sind für 2025 13,4 Mrd. € vorgesehen (BMF 2025A, BMF 2024A). 

Die Pensionsharmonisierung (Einführung der Durchrechnung für Beamt:innen etc.) in Verbin-

dung mit der Abnahme von Pragmatisierungen und der gleichzeitige Anstieg von Vertragsbe-

dienstetenverhältnissen im öffentlichen Sektor bedeutet einen Rückgang dieses Pensionsauf-

wands ab dem Jahr 2029 (BMF, 2024B).  

Von den Gesamtaufwendungen der gesetzlichen Pensionsversicherung3) in Höhe von 

63,5 Mrd. € im Jahr 2024 entfallen 88,4% auf Pensionsaufwendungen und 11,6% auf weitere 

 

1)  Einschließlich Beamtinnen und Beamte in Post, ÖBB, Landesleher:innen (UG 23). 

2)  Unter Einbeziehung der nachgelagerten Landes- und Gemeindebeamti:innen betrug der Aufwand 2024 15,1 Mrd. € 

und 2025 15,4 Mrd. € (BMF, 2024B). Der Beamtenbereich (Bund, Länder, Gemeinden), zeichnet sich sowohl durch eine 

heterogene Rechtslage als auch eine deutlich weniger detaillierte statistische Dokumentation der Altersaufwendun-

gen dar (BMKÖS, 2024, Rechnungshof 2017).  

3)  Die gesetzliche Pensionsversicherung umfasst selbständig und unselbständig Erwerbstätige, nicht jedoch pragmati-

sierte Beamt:innen.   
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Versicherungs- und Sozialleistungen4) (vgl. Übersicht 1) (Dachverband der österreichischen So-

zialversicherungsträger, 2025A). Die Alterspensionen machen rund 75%, die Hinterbliebenen-

leistungen knapp 10% (6,1 Mrd. €) und die krankheitsbedingten Pensionen rund 4% (2,4 Mrd. €) 

der Gesamtausgaben aus. Der Gesamtaufwand steigt bis 2029 auf 77,2 Mrd. € an (Alterssiche-

rungskommission, 2024).  

Übersicht 1: Aufwendungen in der gesetzlichen Pensionsversicherung 

  2015 2020 2024 2015 2020 2024 

  In Mio. € 

In % der 

Gesamtaufwendungen 

Summe der Aufwendungen 39.559 47.254 63.487 100,0 100,0 100,0 

Davon       

Pensionsaufwendungen 34.705 41.673 56.134 87,7 88,2 88,4 

 Davon Alterspensionen 27.528 34.343 47.716 69,6 72,7 75,2 

 Davon Krankheitsbedingte Pensionen  2.703 2.382 2.339 6,8 5,0 3,7 

 Davon Hinterbliebenenpensionen 4.466 4.941 6.070 11,3 10,5 9,6 

Ausgleichszulagen 988 1.052 1.253 2,5 2,2 2,0 

Gesundheitsvorsorge und Rehabilitation 1.027 1.122 1.657 2,6 2,4 2,6 

Beiträge zur Krankenversicherung der Pensionisten 1.614 1.909 2.542 4,1 4,0 4,0 

Sonstige 1.225 1.498 1.901 3,1 3,2 3,0 

Q: Dachverband der Österreichischen Sozialversicherungsträger. – 2024 vorläufige Gebarungsergebnisse.  

Die Absicherung von Hinterbliebenen stellt eine zentrale Zielsetzung im österreichischen Alters-

sicherungssystem dar, knapp ein Fünftel der 2,5 Mio. Pensionen sind Hinterbliebenenpensionen. 

Da sie nicht über unterschiedliche, familienabhängige Beitragssätze zur Pensionsversicherung 

finanziert sind, begründen diese Pensionen die Finanzierung aus dem allgemeinen Steuertopf.5) 

Hinterbliebenenleistungen beinhalten eine potenzielle Umverteilung hin zu Paaren mit Kindern. 

Waisenpensionen garantieren eine soziale Absicherung hinterbliebener Kinder bis zum 18. Le-

bensjahr, bei Berufsausbildung auch bis zum 27. Lebensjahr möglich. Allerdings übernimmt die 

Waisenpension auch für bedürftige Erwachsene eine Sicherungsfunktion: 43% der Waisenpen-

sionen werden an Personen über 30 Jahre ausbezahlt. Dies ist eine Sicherungsfunktion, die im 

Pensionssystem verankert ist und allgemeine Steuermittel begründet. 

Pensionen unterliegen neben der Einkommensteuer auch der Krankenversicherungspflicht; der 

Beitragssatz wird ab dem 1. Juni 2025 von derzeit 5,1% auf 6,0% angehoben. Hier zeigt sich eine 

weitere Besonderheit in der institutionellen Ausgestaltung: Die KV-Beiträge der Pensionist:innen 

betrugen 2024 2,5 Mrd. €, die Beitragseinnahmen aller Träger der Krankenversicherung aus den 

 

4)  Einschließlich Verwaltungsaufwand von rund 750 Mio. €.  

5)  In der Stammfassung des Allgemeinen Versicherungsgesetzes aus dem Jahr 1955 wurde das um fünf Jahre niedri-

gere Frauenpensionsantrittsalter damit begründet, dass Frauen keine Hinterbliebenenleistungen verursachen (vgl. Stei-

ner, 2015). Die Einführung der Witwerpension ab 1982 ging nicht mit einer Beitragserhöhung, sondern mit einem deutli-

chen Anstieg des Bundeszuschusses einher (+28% im Jahr 1982, siehe Abbildung 2).  
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Pensionen lagen aber bei 5,4 Mrd. €. Die Differenz von 2,9 Mrd. € begründet sich durch die „He-

besätze“, die entlang der Krankenversicherungsträger unterschiedlich hoch sind6). Der Betrag 

der Hebesätze ist steuerfinanziert und Teil der Bundesmittel (konkret der Ausfallshaftung in UG 

22). Mit der Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge ab 1. Juni 2025 steigen die Beitrags-

zahlungen der Pensionist:innen für 2025 um knapp 258 Mio. € und für 2026 um rund 490 Mio. € 

an, über die Hebesätze steigt auch der Zuschussbedarf aus der Ausfallshaftung (BMF, 2025B).  

Mit 3% der Gesamtaufwendungen, das sind 1,5 Mrd. €, finanziert die Pensionsversicherung Re-

habilitationsmaßnahmen, auch jene der aktiven Erwerbsbevölkerung, eine weitere Besonder-

heit, die Steuermittel in der Pensionsversicherung begründet.  

Mit einem Anteil von rund 2% an den jährlichen Gesamtaufwendungen der Pensionsversiche-

rung (etwa 1,2 Mrd. € für rund 192.000 Pensionen) ist die Ausgleichszulage ein spezifisches In-

strument zur Reduktion der Altersarmut (Dachverband der österreichischen Sozialversiche-

rungsträger, 2025B). Angesichts der verteilungspolitischen Zielsetzung der Ausgleichszulage er-

scheint der Einsatz allgemeiner Steuermittel sachlich gerechtfertigt, während eine ausschließ-

lich beitragsbasierte Finanzierung durch aktiv Erwerbstätige die intendierte soziale Ausgleichs-

funktion des Instruments begrenzen würde.  

Beitragseinnahmenstruktur  

Erwerbseinkommen über der Geringfügigkeitsgrenze (551,1 € pro Monat 2025) begründen eine 

Pensionsversicherung, über die Beitragssätze zur Pensionsversicherung7) ergaben sich 2024 Bei-

tragseinnahmen der Erwerbstätigen in der gesetzlichen Pensionsversicherung in der Höhe von 

43,7 Mrd. €.  

Die Unterschiede in den Beitragssätzen sowie das Fehlen eines Arbeitgeberbeitrags bei selbst-

ständig Erwerbstätigen stellen eine weitere Besonderheit der Finanzierung der Pensionsversi-

cherung dar: Geringere Beitragssätze in dieser Gruppe werden durch die sogenannte Partner-

leistung des Bundes – im Jahr 2024 in Höhe von 773 Mio. € – aus Bundesmitteln ausgeglichen 

und als Beiträge der Aktiven verbucht, sodass ein fiktiver Gesamtbeitragssatz von 22,8% erreicht 

wird (ASK, 2024; Dachverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, 2025A).  

Von den Beitragseinnahmen kommen 89,5% direkt von aktiv Erwerbstätigen, die Teilversiche-

rungszeiten sind folgendermaßen finanziert:  

• Phasen des Bezugs von Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe fallen in den Zuständig-

keitsbereich der Arbeitslosenversicherung. Im Jahr 2024 entrichtete das Arbeitsmarktser-

vice (AMS) aus diesem Titel rund 1,5 Mrd. € an die Pensionsversicherung.  

• Zeiten der Kindererziehung – konkret die ersten vier Jahre nach der Geburt eines Kindes 

– gelten als Versicherungszeiten. Ihre Finanzierung erfolgt zu drei Vierteln durch den 

 

6)  Die Krankenversicherung der Pensionist:innen war bis 1993 überwiegend steuerfinanziert. Nach Panhölzl (2023) wur-

den mit der Einführung des Pflegegeldes 1993 die KV-Beitragssätze der Aktiven und Pensionist:innen erhöht und damit 

von der Steuerfinanzierung abgegangen. Zur Einführung der Hebesätze siehe Panhölzl (2023).   

7)  Für unselbständig Erwerbstätige und freie Dienstnehmer:innen sind es 22,8%, in der Sozialversicherung der selbständig 

Erwerbstätigen sind es 18,5% und in der Sozialversicherung der Bauern 17,0% der Beitragsgrundlage.  
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Familienlastenausgleichsfonds und zu einem Viertel durch das Bundesbudget. Im Jahr 

2024 belief sich der Gesamtaufwand hierfür auf rund 1,7 Mrd. €.  

• Zu den anrechenbaren Teilversicherungszeiten zählen auch Zivil- und Präsenzdienst, 

Wochen- und Krankengeld, Zeiten der Familienhospiz- und Pflegekarenz um die wich-

tigsten zu nennen. Die Finanzierung dieser Zeiträume erfolgt ebenfalls über das Bundes-

budget; im Jahr 2024 beliefen sich die damit verbundenen Aufwendungen auf rund 

800 Mio. €.  

Die Teilversicherungszeiten gemeinsam mit der Partnerleistung summierten sich 2024 auf 

4,8 Mrd. € an Mitteln, die strukturell nicht durch Beiträge der Aktiven finanziert werden, da sie 

gesamtgesellschaftliche Tatbestände betreffen. 

Übersicht 2: Beitragseinnahmenstruktur in der gesetzlichen Pensionsversicherung 

 2015 2020 2024 2015 2020 2024 

 In Mio. € In % Gesamterträge 

Summe der Erträge 39.552 47.248 63.557 100,0 100,0 100,0 

Davon       

Beiträge  30.857 37.496 48.243 78,0 79,4 75,9 

 Davon für Erwerbstätige 27.195 33.144 43.737 68,8 68,8 6,3 

 Davon für Teilversicherte 3.316 3.988 4.008 8,4 6,3 6,3 

 Davon sonstige 346 364 498 0,9 0,8 0,8 

Ausgleichszulagen 988 1.052 1.253 2,5 2,2 2,0 

Ausfallshaftung des Bundes 7.489 8.506 13.745 18,9 18,0 21,6 

Sonstige 218 194 316 0,6 0,4 0,5 

Q: Dachverband der Österreichischen Sozialversicherungsträger. – 2024 vorläufige Gebarungsergebnisse.  

Gegenüberstellung der Aufwendungen und Beitragseinnahmen 

In den 1970er Jahren deckten die Beiträge der Beschäftigten rund 68,7% der Pensionsaufwen-

dungen, 2024 waren es 73,1%. Damit finanzierten die Bundesmittel 1970 31,3% und 2024 26,9% 

der Gesamtaufwendungen (vgl. Abbildung 3). Die Alterspensionen sind durch die Beitragszah-

lungen der aktiv Erwerbstätigen gedeckt (siehe Abbildung 1). Maßnahmen wie Armutsreduk-

tion, Rehabilitation, Hinterbliebenenversorgung und die Absicherung von Erwerbsunfähigkeit 

verfolgen primär sozialpolitische Zielsetzungen. Ihre Finanzierung über allgemeine Steuerein-

nahmen, d.h. den Bundeszuschuss, gewährleistet eine gesamtgesellschaftliche Beteiligung an 

der Bereitstellung dieser Leistungen, die über das klassische Versicherungsprinzip hinausgeht.  

Die Bundesmittel (Summe aus Ausfallshaftung, Teilversicherungszeiten, Ausgleichszulage, Part-

nerleistung) waren und sind ein zentraler Bestandteil der Finanzierung der Pensionsversicherung 

(vgl. Abbildung 1). In Jahren mit rückläufiger Beschäftigung – wie etwa 2020 – kompensierte 

die Ausfallshaftung des Bundes die Rückgänge der Beitragseinnahmen. In Jahren mit 
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Leistungsveränderungen, wie beispielsweise Eingliederung der Landwirtschaft8), oder Einfüh-

rung der Witwerpension reagierte die Ausfallshaftung ebenfalls.  

Auch führen strukturelle Verschiebungen zwischen Beschäftigtengruppen dazu, dass beispiels-

weise im landwirtschaftlichen Bereich einer aktiv versicherten Person durchschnittlich 1,2 Pen-

sionen gegenüber stehen, so dass angesichts dieses Ungleichgewichts eine Mitfinanzierung der 

Strukturverschiebung über allgemeine Steuermittel aus gesellschaftspolitischer Sicht grundsätz-

lich gerechtfertigt erscheint. Die Beitragseinnahmen der Aktiven decken in der SV der Bauern 

nur noch 20% der Aufwendungen, rund 80% sind durch allgemeine Steuermittel finanziert, bei 

den Gewerbetreibenden lag der steuerfinanzierte Anteil bei 55% und im ASVG bei 21% (vgl. 

Abbildung 3). Die Steuermittel in der Alterssicherung gleichen einerseits Strukturveränderungen 

aus und finanzieren andererseits gesellschaftspolitische Ziele und haben – gemeinsam mit der 

Ausfallshaftung – eine wichtige Stabilisierungsfunktion.  

Perspektiven bis 2070 

Die geburtenstarken Jahrgänge der 1960er Jahre, ihre hohe Erwerbsbeteiligung sowie der kon-

tinuierliche Anstieg der Versicherungsjahre führen in den kommenden Jahrzehnten zu einem 

Anstieg sowohl der Pensionsstände als auch der durchschnittlichen Pensionshöhen. Die Verant-

wortung des Bundes für die Alterssicherung der Beamt:innen (10,2 Mrd €9)), die Finanzierung 

der Teilversicherungszeiten (4,0 Mrd. €), die Partnerleistung des Bundes für die selbständig Er-

werbstätigen (0,7 Mrd. €), die umfangreiche Absicherung der Hinterbliebenen (6,1 Mrd. €), die 

Übernahme der Rehabilitation (1,7 Mrd. €), die Ausgleichszulage (1,2 Mrd. €) uvm. begründen 

eine breite Finanzierung, die über die Beiträge der Aktivbeschäftigten hinausgehen (BMF, 

2025B).  

Die Bundesmittel in der gesetzlichen Pensionsversicherung und im Beamtenbereich entspre-

chen 6% der Wirtschaftsleistung (3,5% gesetzliche Pensionsversicherung und 2,5% Beamtete) 

(vgl. Abbildung 4). Dieser Anteil wird gemäß den jüngsten Projektionen der Alterssicherungs-

kommission bis 2032 auf etwa 7,2% ansteigen und bis zum Projektionszeitraum 2070 bei rund 7% 

verharren, auch der Fiskalrat rechnet kurzfristig mit einem Anstieg und ab 2030 einer moderaten 

Entwicklung bis 2070 (Alterssicherungskommission, 2024; BMF, 2024B; Fiskalrat, 2025).  

Eine Reduktion der Bundesmittel erfordert mittel- und langfristige Veränderungen, die in meh-

reren Handlungsfeldern ansetzen und abschließend stichwortartig und exemplarisch festgehal-

ten sind:  

• Kurz- und mittelfristig bedeutet eine Reduktion der (Alters-)Arbeitslosigkeit eine Finanzie-

rungsverbesserung (Eppel et al., 2024): Würde nur die Hälfte der über 50-jährigen Ar-

beitslosen10) ein Jahr lang zum Durchschnittslohn beschäftigt, ergäben sich 

 

8)  Mit der 29. ASVG-Novelle wurden die Selbständigen in der Landwirtschaft ab 1972 in die Sozialversicherung integriert 

und die Bauernpensionsversicherungsanstalt etabliert.  

9)  Saldiert mit den geleisteten Pensionsbeiträgen der Aktiven (BMF, 2024B).  

10)  Im Jahr 2024 waren von den 298.000 vorgemerkten Arbeitslosen rund 30%, rund 91.000 Personen, in der Altersgruppe 

50 bis 64 Jahre.  
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Minderausgaben für die Arbeitslosenversicherung von rund 570 Mio. € sowie Mehrein-

nahmen für die Pensionsversicherung von knapp 500 Mio. €. 

• Die Integration älterer Personen und von Frauen in den Arbeitsmarkt erhöht bei entspre-

chender Arbeitsplatzbereitstellung durch Unternehmen die Beitragseinnahmen der 

Pensionsversicherung (Horvath et al., 2024). 

• Eine koordinierte Kombination aus frühzeitiger Intervention im Rahmen der Früherken-

nung gemäß dem Arbeits- und Gesundheitsgesetz sowie gezielten Rehabilitationsmaß-

nahmen wären ein effizienter Ansatz zur Stabilisierung bzw. Wiederherstellung der Er-

werbsfähigkeit (Mayrhuber & Bittschi, 2021). Die Krankenversicherung ist – im Unter-

schied zur Pensionsversicherung – strukturell näher an der medizinischen Versorgung der 

Erwerbspersonen angesiedelt und daher prädestiniert präventive und rehabilitative 

Maßnahmen zu übernehmen.  

• Die Angleichung der Beitragssätze auf das Niveau der unselbständig Erwerbstätigen 

verbessert den Eigenfinanzierungsgrad. 

• Auch nach der Angleichung des gesetzlichen Frauenpensionsantrittsalters ab 2034 

bleibt das Pensionsantrittsalter eine zentrale Steuerungsgröße. Eine weitere Anhebung 

erfordert Rahmenbedingungen in Unternehmen, die Erwerbstätigkeit bis zum Regel-

pensionsalter und darüber hinaus ermöglichen und fördern (Fink et al., 2024). 

Die Analyse macht deutlich, dass eine Reduktion der Bundesmittel im Alterssicherungssystem 

nur durch ein kohärentes, mehrdimensionales Maßnahmenbündel zu erreichen ist, dessen evi-

denzbasierte Ausgestaltung einer fundierten konzeptionellen Entwicklung und auch politischen 

Erörterung bedarf.  
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Abbildung 1: Gegenüberstellung der Einnahmen und Aufwendungen in der gesetzlichen 

Pensionsversicherung 2024 

 

Q: Dachverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, 2025A. 
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Abbildung 2: Entwicklung der Bundesmittel in der gesetzlichen Pensionsversicherung, und in 

Relation zur Wirtschaftsleistung und den Aufwendungen des Bundes  

1970 bis 2024 bzw. 2029 

 

Q: Alterssicherungskommission, 2024, BMF, 2025B. 

Abbildung 3: Deckungsrate der Aufwendungen durch Bundesmittel  

1970 – 2029 

 

Q: Alterssicherungskommission, 2024. 
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Abbildung 4: Entwicklung der Bundesmittel in der gesetzlichen Pensionsversicherung (1970-

2070) und der Aufwendungen für Ruhegenuss der Beamt:innen (2007 – 2070) 

In % der Wirtschaftsleistung  

 

Q: Alterssicherungskommission (2024), BMF (2024B), BMF (2025B), Strategiebericht 2025 bis 2028 und 2026 bis 2029. – 

Ab 2030 sind die Werte real dargestellt. – *) Bis 2029 sind die Aufwendungen für die Bundesbeamt:innen erfasst, ab 

2030 sind auch Landes- und Gemeindebeamtete erfasst. – 2029: Bundesmittel für Bundesbeamte:innen nicht verfüg-

bar. 
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